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Text 

§ 109. Persönliche Voraussetzungen für die Erteilung einer Fahrschulbewilligung 

(1) Eine Fahrschulbewilligung (§ 108 Abs. 3) darf nur natürlichen Personen und nur Personen erteilt 
werden, die 

 a) österreichische Staatsbürger sind und das 27. Lebensjahr vollendet haben, wobei Angehörige 
einer Vertragspartei des Europäischen Wirtschaftsraumes österreichischen Staatsbürgern 
gleichgestellt sind, 

 b) vertrauenswürdig sind, 

 c) die Leistungsfähigkeit der Fahrschule gewährleisten können, 

 d) auch im Hinblick auf die Lage ihres Hauptwohnsitzes die unmittelbare persönliche Leitung der 
Fahrschule erwarten lassen, sofern nicht für weitere Standorte (§ 111 Abs. 1) ein Fahrschulleiter 
bestellt wird, 

 e) den Abschluss eines Diplom- oder Masterstudiums im Bereich Maschinenbau oder 
Elektrotechnik an einer österreichischen Technischen Universität, oder den Abschluss eines 
Bachelorstudiums im Bereich Maschinenbau oder Elektrotechnik haben oder das Diplom einer 
Fachhochschule für Maschinenbau oder für Elektrotechnik besitzen oder die Reife- oder 
Diplomprüfung an einer österreichischen Höheren technischen und gewerblichen Lehranstalt mit 
einem maschinenbaulichen, mechatronischen, elektrotechnischen oder elektronischen 
Ausbildungsschwerpunkt erfolgreich bestanden haben, unbeschadet zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen über die gegenseitige Anerkennung akademischer Grade, 
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 f) eine Fahrschullehrerberechtigung (§ 116) für die in Betracht kommenden Klassen von 
Kraftfahrzeugen besitzen, 

 g) seit mindestens drei Jahren eine Lenkberechtigung für die Klassen von Kraftfahrzeugen besitzen 
für die Lenker ausgebildet werden sollen und glaubhaft machen, dass sie mindestens ein Jahr 
lang Fahrzeuge dieser Klassen tatsächlich gelenkt haben und je ein Lehrplanseminar pro Klasse 
bei den zur Ausbildung von Fahrschullehrern ermächtigten Einrichtungen absolviert haben. 
Dieses Lehrplanseminar ist nicht erforderlich für die Klasse F und bei Personen, die bereits über 
eine Fahrpraxis von mindestens drei Jahren mit den jeweils in Frage kommenden Fahrzeugen 
verfügen. Sie dürfen nicht wegen schwerer Verstöße gegen kraftfahrrechtliche oder 
straßenpolizeiliche Vorschriften bestraft worden sein. Bei Bewerbern um eine 
Fahrschulbewilligung für die Klasse D ist jedoch nur eine Lenkpraxis mit Fahrzeugen der Klasse 
C, sofern sie nicht auch in eine andere Klasse fallen, erforderlich, und umgekehrt ersetzt eine 
Lenkpraxis auf Fahrzeugen der Klasse D eine solche auf Fahrzeugen der Klasse C für Bewerber 
um eine Fahrschulbewilligung der Klasse C und 

 h) glaubhaft machen, daß sie innerhalb der letzten zehn Jahre mindestens fünf Jahre, für Besitzer 
eines in der lit. e angeführten Diplome drei Jahre lang als Fahrschullehrer die für das Ausbilden 
von Lenkern erforderlichen Erfahrungen auf dem Gebiete des Kraftfahrwesens erworben haben. 

(Anm.: lit. i aufgehoben durch BGBl. I Nr. 117/2005) 

(Anm.: lit. j aufgehoben durch Z 51, BGBl. I Nr. 19/2019) 

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann vom Erfordernis der Erbringung des Nachweises über die 
erfolgreiche Absolvierung der im Abs. 1 lit. e angeführten Schulen befreien, wenn der Antragsteller eine 
gleichwertige andere Schulausbildung genossen hat. Eine solche Befreiung gilt für das gesamte 
Bundesgebiet. 

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 80/2002) 

(4) Die für das Ausbilden von Lenkern erforderlichen Erfahrungen auf dem Gebiete des 
Kraftfahrwesens (Abs. 1 lit. h) können auch durch eine Tätigkeit erworben sein als Ausbildner von 

 a) Lenkern an einer land- und forstwirtschaftlichen Lehr- oder Versuchsanstalt (§ 119 Abs. 1), einer 
Höheren technischen Lehranstalt maschinen- oder elektrotechnischer Richtung oder einer 
Fachschule maschinen- oder elektrotechnischer Richtung (§ 119 Abs. 3), 

 b) Bediensteten der Dienststellen des Bundes, der Länder, der Gemeindeverbände oder 
Ortsgemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern und der von diesen Gebietskörperschaften unter 
ihrer Haftung betriebenen Unternehmungen zu Lenkern (§ 120 Abs. 2) oder 

 c) Lenkern von Heereskraftfahrzeugen (§ 121). 

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat bei Prüfung der persönlichen Voraussetzungen gemäß Abs. 1 
lit. e bis h auch die in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem anderen EWR-Vertragsstaat erworbenen 
Qualifikationen im Sinne der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 
ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S 22, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) Nr. 213/2011, ABl. 
Nr. L 59 vom 4.3.2011, S 4, entsprechend zu berücksichtigen und zu beurteilen, ob und inwieweit diese 
den nationalen Erfordernissen entsprechen. Sie hat hierüber binnen vier Monaten zu entscheiden. 

(6) Ist auf Grund der gemäß Abs. 1 und Abs. 5 vorgelegten Zeugnisse und Befähigungsnachweise 
die von einem Antragsteller in einem EWR-Vertragsstaat erworbene Ausbildung oder Befähigung im 
Hinblick auf die durch diese vermittelten Fähigkeiten und Kenntnisse nicht als dem entsprechenden 
inländischen Nachweis gleichwertig anzusehen, ist die Gleichstellung gemäß Abs. 1 in Verbindung mit 
Abs. 5 nach Maßgabe der folgenden Absätze unter der Bedingung auszusprechen, dass die fehlende 
Qualifikation vom Antragsteller durch die Absolvierung einer ergänzenden inländischen fachlichen 
Tätigkeit von bestimmter Dauer oder eines Anpassungslehrganges oder die Ablegung einer 
Eignungsprüfung nachzuweisen ist. 

(7) Die Absolvierung einer ergänzenden inländischen fachlichen Tätigkeit kann als Bedingung 
gemäß Abs. 6 vorgeschrieben werden, wenn die vom Antragsteller gemäß Abs. 1 in Verbindung mit 
Abs. 5 nachgewiesene Ausbildungsdauer geringer ist, als die für die beabsichtigte Tätigkeit im Inland 
geforderte Ausbildungsdauer. Die Dauer der zu absolvierenden ergänzenden inländischen fachlichen 
Tätigkeit ist im Ausmaß der Differenz zwischen der vom Antragsteller nachgewiesenen und der im Inland 
geforderten Ausbildungsdauer vorzuschreiben. 

(8) Unter Anpassungslehrgängen sind Anpassungslehrgänge im Sinne der Richtlinie 2005/36/EG, 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) Nr. 213/2011, zu verstehen. Unter Eignungsprüfungen sind 
Eignungsprüfungen im Sinne der genannten Richtlinie zu verstehen. Die Absolvierung eines 
Anpassungslehrganges oder die Ablegung einer Eignungsprüfung kann als Bedingung gemäß Abs. 6 
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vorgeschrieben werden, wenn die vom Antragsteller gemäß Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 5 
nachgewiesene Ausbildung inhaltlich von der für die Erlangung des entsprechenden inländischen 
Befähigungsnachweises vorgeschriebenen Ausbildung abweicht. Im Rahmen des vorgeschriebenen 
Anpassungslehrganges oder der vorgeschriebenen Eignungsprüfung hat der Antragsteller die fehlende 
Qualifikation gemäß Abs. 5 nachzuweisen. Als Inhalt der vorzuschreibenden Eignungsprüfung kann auch 
die Ablegung bestimmter in Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes geregelter 
Befähigungsprüfungen (Lehrbefähigungsprüfung § 118) oder von Teilen von diesen vorgesehen werden. 

(9) Der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 
hat die Inhalte und den Umfang der Lehrplanseminare gemäß Abs. 1 lit. g durch Verordnung festzulegen. 
Weiters kann er durch Verordnung den Inhalt von zu absolvierenden Anpassungslehrgängen und von 
abzulegenden Eignungsprüfungen festlegen. 
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